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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 23.03.2017 
 
 

1. Versicherungsrechtliche Beurteilung von beschäftigten Studenten; 
hier: Anwendung der 26-Wochen-Regelung 

 
 
 
 
Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben in ihrer Besprechung zu Fragen 

des gemeinsamen Beitragseinzugs am 23.11.2016 das gemeinsame Rundschreiben zur 

versicherungsrechtlichen Beurteilung von beschäftigten Studenten und Praktikanten in über-

arbeiteter Fassung bekanntgegeben (vgl. Punkt 2 der Niederschrift); es hat die vorherige 

Fassung vom 27.07.2004 abgelöst.  

 

Das überarbeitete gemeinsame Rundschreiben vom 23.11.2016 unterscheidet sich von der 

vorherigen Fassung unter anderem hinsichtlich der Anwendung der 26-Wochen-Regelung 

zur Beurteilung der Versicherungsfreiheit von beschäftigten Studenten aufgrund des Werk-

studentenprivilegs. Der 26-Wochen-Regelung kam nach vorheriger Auffassung ein anderes 

Verständnis zu. Dies ging darauf zurück, dass die Versicherungsfreiheit von beschäftigten 

Studenten in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung bei auf bis zu zwei Monate 

befristeten Beschäftigungen nach den Vorschriften über die Versicherungsfreiheit aufgrund 

des Werkstudentenprivilegs beurteilt wurde und nicht nach den Regelungen zur Versiche-

rungsfreiheit bei geringfügiger (kurzfristiger) Beschäftigung. Nach diesem Verständnis wurde 

die Versicherungsfreiheit aufgrund des Werkstudentenprivilegs auch bei mehrmals im Jahr 

ausgeübter – und jeweils auf nicht mehr als zwei Monate befristeter – Beschäftigung mit 

mehr als 20 Wochenstunden angenommen, wenn die Beschäftigungszeiten – unabhängig 

von der zeitlichen Lage der mehr als 20 Wochenstunden – insgesamt nicht mehr als 26 Wo-

chen innerhalb eines Jahres ausmachten; dabei waren ausschließlich Beschäftigungen mit 

einer wöchentlichen Arbeitszeit von mehr als 20 Stunden anrechenbar. 

 

Das aktuelle gemeinsame Rundschreiben vom 23.11.2016 führt demgegenüber aus, dass 
kurzfristige Beschäftigungen im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV mit einer wöchentlichen 
Arbeitszeit von mehr als 20 Stunden, ohne dass das Überschreiten der 20-Stunden-Grenze 
durch Beschäftigungszeiten am Wochenende oder in den Abend- und Nachtstunden bedingt 
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ist, allein auf der Grundlage der Regelungen zur Geringfügigkeit von Beschäftigungen versi-
cherungsfrei sein können (vgl. Abschnitt A 1.2.4 Buchstabe c). Da die Geringfügigkeit im 
Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV aber die Zusammenrechnung mehrerer kurzfristiger Be-
schäftigungen innerhalb eines Kalenderjahres bedingt (§ 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV) und bei 
Überschreiten der Zeitgrenzen (2 Monate oder 50 Arbeitstage bzw. 3 Monate oder 70 Ar-
beitstage in der Zeit vom 01.01.2015 bis zum 31.12.2018) oder bei berufsmäßiger Ausübung 
der Beschäftigung Versicherungspflicht besteht, hat die 26-Wochen-Regelung diesbezüglich 
ihre bisherige Bedeutung verloren. Die 26-Wochen-Regelung dient jedenfalls nicht (mehr) 
dazu, eine Versicherungsfreiheit unter Heranziehung des Werkstudentenprivilegs zu begrün-
den, nachdem zuvor durch Zusammenrechnung mehrerer kurzfristiger Beschäftigungen in-
nerhalb eines Kalenderjahres Versicherungsfreiheit wegen Geringfügigkeit auszuschließen 
ist (vgl. Abschnitt A 1.2.4 Buchstabe d a.a.O.).  
 
Die 26-Wochen-Regelung soll nach dem vom 01.01.2017 an geltenden Verständnis eine auf 
der Grundlage des Werkstudentenprivilegs grundsätzlich einzuräumende Versicherungsfrei-
heit ausschließen. Voraussetzung für die Anwendung der 26-Wochen-Regelung ist daher, 
dass trotz Überschreitens der 20-Wochenstunde-Grenze Versicherungsfreiheit aufgrund des 
Werkstudentenprivilegs dem Grunde nach zunächst einzuräumen wäre, weil das Überschrei-
ten der 20-Stunden-Grenze durch Beschäftigungszeiten am Wochenende oder in den 
Abend- und Nachtstunden bedingt ist oder in die vorlesungsfreie Zeit (Semesterferien) fällt. 
Ein Überschreiten der 20-Stunden-Grenze unter Fortgeltung des Werkstudentenprivilegs soll 
jedoch kein Dauerzustand bzw. ein im Jahr überwiegender Zustand sein. Zu diesem Zweck 
tritt die 26-Wochen-Regelung an. Sie führt im Ergebnis dazu, dass ein Student, der im Laufe 
eines Jahres (nicht Kalenderjahres) mehrmals eine Beschäftigung mit einer wöchentlichen 
Arbeitszeit von mehr als 20 Stunden ausübt, vom Erscheinungsbild nicht mehr als ordentlich 
Studierender, sondern als Beschäftigter anzusehen ist, wenn die Zusammenrechnung der 
Beschäftigungszeiten mehr als 26 Wochen ergibt. Der Jahreszeitraum zur Statusbestim-
mung ist in der Weise zu ermitteln, dass vom voraussichtlichen Ende der zu beurteilenden 
Beschäftigung ein Jahr zurückgerechnet wird. Anzurechnen sind alle Beschäftigungen in 
diesem Zeitraum, in denen – unabhängig von der versicherungsrechtlichen Beurteilung – die 
wöchentliche Arbeitszeit mehr als 20 Stunden beträgt. Dabei spielt es keine Rolle, ob die 
Beschäftigungen bei demselben Arbeitgeber oder bei verschiedenen Arbeitgebern ausgeübt 
werden; vorgeschriebene Zwischenpraktika bleiben unberücksichtigt. 
 
In konsequenter Umsetzung des im vorherigen Absatz beschriebenen Grundsatzes schließt 
daher eine unbefristete Beschäftigung (Dauerzustand) mit einer Wochenarbeitszeit von mehr 
als 20 Stunden das Werkstudentenprivileg auch dann aus, wenn das Überschreiten der 20-
Stunden-Grenze durch Beschäftigungszeiten am Wochenende oder in den Abend- und 
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Nachtstunden bedingt ist. Gleiches gilt, wenn eine derartige Beschäftigung auf einen Zeit-
raum von mehr als 26 Wochen befristet ist (vgl. Abschnitt A 1.2.4 Buchstabe a a.a.O.). 
 
In den Fällen, in denen ein Student, der im Rahmen einer unbefristeten oder auf mehr als 26 
Wochen befristeten Beschäftigung mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von bis zu 20 Stunden 
beschäftigt ist, für eine im Voraus befristete Zeit den Beschäftigungsumfang auf mehr als 20 
Wochenstunden ausweitet, wobei das Überschreiten der 20-Stunden-Grenze durch Beschäf-
tigungszeiten am Wochenende oder in den Abend- und Nachtstunden oder in der vorle-
sungsfreien Zeit (Semesterferien) bedingt sein muss, bleibt das Werkstudentenprivileg erhal-
ten, wenn der Student im Laufe eines Jahres insgesamt nicht mehr als 26 Wochen mit einer 
Wochenarbeitszeit von mehr als 20 Stunden beschäftigt ist. Dies gilt auch dann, wenn durch 
Aufnahme einer befristeten Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber der Beschäfti-
gungsumfang auf mehr als 20 Wochenstunden erhöht wird. Der Jahreszeitraum ist in der 
Weise zu ermitteln, dass vom Ende der im Voraus befristeten Erhöhung des Beschäfti-
gungsumfangs auf mehr als 20 Wochenstunden ein Jahr zurückgerechnet wird.  
 
Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung machen allerdings deutlich, dass bei im 
Voraus befristeter Ausweitung des Beschäftigungsumfangs bei demselben Arbeitgeber die 
Versicherungsfreiheit aufgrund des Werkstudentenprivilegs Ausnahmecharakter hat und auf 
Sachverhalte beschränkt ist, in denen die Ausweitung der Beschäftigung unvorhersehbar 
vereinbart wird oder mit hinreichender Bestimmtheit absehbar ist, dass die vorhersehbare 
Ausweitung der Beschäftigung den 26-Wochen-Zeitraum nicht überschreitet (z. B. im Falle 
der Beschränkung auf die Semesterferien). Die Nachweisführung obliegt dem Arbeitgeber, 
der sich auf das Vorliegen von Versicherungsfreiheit aufgrund des Werkstudentenprivilegs 
beruft. Kommt eine befristete Ausweitung des Beschäftigungsumfangs mit einer gewissen 
Regelmäßigkeit immer wieder vor (z. B. bei einem wöchentlichen oder zweiwöchentlichen 
Wechsel), ist im Wege einer vorausschauenden Betrachtung zu prüfen, ob die regelmäßige 
Wochenarbeitszeit unter Berücksichtigung der feststehenden oder absehbaren Ausweitung 
des Beschäftigungsumfangs insgesamt mehr als 20 Stunden beträgt und von daher Versi-
cherungsfreiheit aufgrund des Werkstudentenprivilegs ausgeschlossen ist.  
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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 23.03.2017 
 
 

2. Insolvenzgeldumlagepflicht für Kreishandwerkerschaften und Innungen in Bayern 
 
 
 
 
Die Mittel für die Zahlung des Insolvenzgeldes werden nach § 358 Abs. 1 Satz 1 SGB III 

durch eine monatliche Umlage von den Arbeitgebern aufgebracht. Der Bund, die Länder, die 

Gemeinden sowie Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts, über 

deren Vermögen ein Insolvenzverfahren nicht zulässig ist, und solche juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts, bei denen der Bund, ein Land oder eine Gemeinde kraft Gesetzes 

die Zahlungsfähigkeit sichert, und private Haushalte werden nach § 358 Abs. 1 Satz 2 

SGB III nicht in die Umlage einbezogen. 

 

Unzulässig ist nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 InsO das Insolvenzverfahren über das Vermögen einer 

juristischen Person des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht eines Landes untersteht, wenn 

das Landesrecht dies bestimmt. Die Insolvenzfähigkeit von juristischen Personen des öffent-

lichen Rechts kann damit durch landesrechtliche Regelungen ausgeschlossen werden. Der 

Freistaat Bayern hat von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht und in Artikel 25 Abs. 1 des 

Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen 

des Bundes (AGGVG) geregelt, dass ein Insolvenzverfahren über das Vermögen juristischer 

Personen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Freistaates Bayern unterstehen, nicht 

stattfindet. 

 

Unter Hinweis auf diese landesrechtliche Regelung sind die Kreishandwerkerschaften und 

Innungen in Bayern der Ansicht, von der Zahlung der Insolvenzgeldumlage ausgenommen 

zu sein. Dabei wird die Auffassung vertreten (gestützt auf Schreiben der Bayerischen Staats-

regierung), dass Kreishandwerkerschaften und Innungen mittelbar der Aufsicht des Freistaa-

tes Bayern unterlägen und daher mangels Insolvenzfähigkeit von der Umlage des Insolvenz-

geldes befreit seien. Kreishandwerkerschaften und Innungen unterstünden der Aufsicht des 

Freistaates Bayern im Sinne der landesrechtlichen Vorschrift des Artikels 25 AGGVG und 

des § 12 Abs. 1 Nr. 2 InsO. Die Ausübung der direkten Aufsicht der Handwerkskammern 
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über Kreishandwerkerschaften und Innungen sei delegierte Staatsaufsicht, die nach § 115 

HwO wiederum der Rechtsaufsicht des Freistaates Bayern unterläge.  

 

Die Besprechungsteilnehmer schließen sich dieser Auffassung nicht an. Ihrer Ansicht nach 

ergibt sich die Insolvenzfähigkeit der Kreishandwerkerschaften und Innungen ausdrücklich 

aus den gesetzlichen Regelungen in § 77 HwO bzw. § 89 Abs. 1 Nr. 5 in Verb. mit § 77 

HwO. Diese Bestimmungen sehen konkret vor, dass der Vorstand einer Handwerksinnung 

die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu beantragen hat, wenn Zahlungsunfähigkeit oder 

Überschuldung eingetreten ist. In diesen Fällen hat dies die Auflösung der Handwerksinnung 

kraft Gesetzes zur Folge (§ 77 HWO). Dies gilt ebenso für Kreishandwerkerschaften, da die-

se Regelung entsprechende Anwendung findet (§ 89 Abs. 1 Nr. 5 HWO).  

 

Selbst wenn man der in Teilen der Fachliteratur vertretenen Ansicht folgen würde, wonach 

§ 77 HwO ausweislich seines Wortlautes lediglich die Rechtsfolgen bestimmt, die im Falle 

der Insolvenz eintreten und insofern die Insolvenzfähigkeit nicht ausdrücklich regelt, sondern 

diese voraussetzt, wäre die Möglichkeit eines Insolvenzausschlusses durch landesrechtliche 

Bestimmungen gleichwohl nicht gegeben. 

 

Die Länder haben nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 InsO zwar die Möglichkeit, durch Landesrecht das 

Insolvenzverfahren für juristische Personen des öffentlichen Rechts ausnahmsweise auszu-

schließen, wenn diese der Aufsicht eines Landes unterstehen; Innungen und Kreishandwer-

kerschaften werden von solchen landesrechtlichen Bestimmungen (hier: § 25 AGGVG) aber 

gleichwohl nicht erfasst. Nach dem Gesetzeszweck und des Ausnahmecharakters der Rege-

lung in § 12 Abs. 1 Nr. 2 InsO ist die Vorschrift eng auszulegen. Die Länder üben die Auf-

sicht nach § 115 HwO regelmäßig nur über die Handwerkskammern aus. Die unmittelbare 

Aufsicht über ihre Innungen und Kreishandwerkerschaften obliegt hingegen den Handwerks-

kammern nach der HwO. Die ausdrückliche gesetzliche Aufsicht der Handwerkskammern 

über die Innungen und Kreishandwerkerschaften genügt daher nicht den Anforderungen des 

§ 12 Abs. 1 Nr. 2 InsO nach einer „Aufsicht durch das Land“, selbst dann nicht, wenn diese 

als delegierte Staatsaufsicht deklariert wird.  

 

Diese Auffassung wird durch das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 27.09.1994 (10 

RAr 10/90) gestützt. Das BSG hat zur gleichlautenden Vorgängerregelung des § 358 Abs. 2 

SGB III, nämlich § 186c Abs. 2 Satz 2 AFG, seinerzeit ausgeführt, dass „nicht zulässig“ nach 

Wortinterpretation, Sinn, Zweck und systematischem Zusammenhang der Vorschrift sowie 

ihrer Entstehungsgeschichte „rechtlich unzulässig“ bedeutet. An dieser eindeutigen rechtli-
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chen Unzulässigkeit fehlt es in Bezug auf die Innungen und Kreishandwerkerschaften. Es 

besteht auch kein Raum, die rechtlich notwendige Insolvenzunfähigkeit über die faktische 

Sicherung der Zahlungsfähigkeit unter Berücksichtigung anderer Absicherungen, etwa durch 

staatliche Rechtsaufsicht im Bereich der mittelbaren Staatsverwaltung, herzuleiten.  

 

Darüber hinaus erstreckt sich nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 GG das Recht der Wirtschaft 

(dazu gehört unter anderem auch das Handwerk) auf die konkurrierende Gesetzgebung. Die 

Länder haben in diesen Fällen nach Artikel 72 Abs. 1 GG nur dann die Gesetzgebungskom-

petenz, wenn und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz keinen Gebrauch 

gemacht hat. Mit dem Erlass der HwO hat der Bund von seinem Gesetzgebungsrecht Ge-

brauch gemacht, sodass etwaige landesgesetzliche Regelungen von den höherrangigen 

Vorschriften der HwO verdrängt werden. 

 

Kreishandwerkerschaften und Innungen gehören mithin nicht zu den Arbeitgebern der öffent-

lichen Hand, die nach § 358 Abs. 1 Satz 1 SGB III von der Zahlung der Insolvenzgeldumlage 

ausgenommen sind. Dies gilt nicht nur für Kreishandwerkerschaften und Innungen in Bayern, 

sondern aufgrund der Regelungen in der HwO (Bundesrecht) im gesamten Bundesgebiet. 

Die entsprechende Aussage im gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenorganisationen der 

Sozialversicherung vom 03.10.2010 zur Insolvenzgeldumlage unter Abschnitt II 2.1.1 gilt 

somit unverändert. 
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